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(Nr. 11790.) Geſetz, betreffend Anderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 
1910 (Geſetzſamml. S. 184). Vom 4. Juli 1919. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Einziger Paragraph. 
K 55 Satz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 
(Geſetzſamml. S. 184) erhält folgende Faſſung: 
Die Gebühren für die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts werden 
um ein Viertel erhöht, wenn ſich ein Beteiligter in einer fremden im 
Gerichtsbezirke nicht gebräuchlichen Sprache erklärt. 


Berlin, den 4. Juli 1919. 
. ni 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Südekum. Heine. Reinhardt. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11791.) Geſetz zur Anderung des Warenhausſteuergeſetzes vom 18. Juli 1900 (Geſetz— 
ſamml. S. 294). Vom 17. Juli 1919. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be— 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetzkammlung 1919. (Nr. 1179011794) 42 
Ausgegeben zu Berlin den 8. September 1919. 
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Einziger Paragraph. 
Dem § 1 des Warenhausſteuergeſetzes vom 18. Juli 1900 iſt folgender 
anzufügen: 

Unternehmungen, denen die Befreiungsvorſchrift des § 36 Abſ. > 
des Umſatzſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 779) zu— 
ſteht, ſind vom 1. April 1919 an mit ihrem geſamten Umſatz von 
der Warenhausſteuer freizulaſſen. 


Berlin, den 17. Juli 1919. 


- 


Abf. 5 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Südekum. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 


(Rr. 11792.) Geſetz über die Sicherung der Bewirtſchaftung von Fiſchgewäſſern. Vom 
18. Juli 1919. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche ng hat heute folgendes 
Geſetz beſchloſſen: 
81 


Jeder zur Nutzung der Fiſcherei in einem Binnengewäſſer Berechtigte iſt 
im Intereſſe der Volksernährung verpflichtet, dieſes Gewäſſer zu Fiſchereizwecken 
ausgiebig auszunutzen. 
982. 


Die Fiſchereibehörde iſt nach näherer Anordnung des Miniſters für Land— 
wirtſchaft, Domänen und Forſten befugt, zur Nutzung der Fiſcherei in Binnen— 
gewäſſern Berechtigte mit beſtimmter Friſt zu einer Erklärung darüber aufzu— 
fordern, wie ſie ihre Berechtigung ausüben wollen, insbeſondere inwieweit und 
warum ihre Gewäſſer unbewirtſchaftet bleiben ſollen. Die Möglichkeit der in 
e genommenen Bewirtſchaftung iſt auf Erfordern glaubhaft zu machen. 

Das Eingreifen der Fiſchereibehörde iſt jedoch unzuläſſig bei geſchloſſenen Gewäſſern 
bis zu einem Hektar, die als zu Gehöften, Gärten oder Parkanlagen gehörig 
anzuſehen ſind. 

83. 


Können die Nutzungsberechtigten nicht erreicht werden, oder beantworten fie 
die Aufforderung nicht, oder wollen ſie eine ordnungsmäßige Bewirtſchaftung nicht 
übernehmen, oder können ſie die Möglichkeit einer ſolchen nicht glaubhaft machen, 
oder verzögern ſie die Ausführung in unwirtſchaftlicher Weiſe, ſo iſt die Fiſcherei— 
behörde nach Anhörung des Provinzial- (Bezirks-) Fiſchereivereins oder einer 
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ſonſtigen von dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu 
beſtimmenden Fiſcherorganiſation ſowie der Gemeindevertretung befugt, die 
Nutzung der Fiſchgewäſſer mit Zubehör ganz oder zum Teil den Berechtigten 
zu entziehen und als deren Vertreter Dritten im Wege des öffentlichen Ausgebotes 
gegen angemeſſenen Entgelt zu übertragen. Sie kann auch namens der Fiſcherei— 
berechtigten die Bildung ſelbſtändiger Fiſchereibezirke betreiben ($$ 89 bis 91 des 
Preußiſchen Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916, Geſetzſamml. S. 55). 


84. 

) Gegen die Verfügung der Fiſchereibehörde iſt binnen einer vom Tage 
der Zuſtellung laufenden Friſt von zwei Wochen die Beſchwerde bei dem Bezirks— 
ausſchuß zuläſſig. 

(2) Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß der Regierung, in deren Bezirk das 
Fiſchereirecht auszuüben iſt. Kommen mehrere Regierungsbezirke in Betracht, 
ſo beſtimmt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten den 
Bezirksausſchuß. 

(a) Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt in derſelben Friſt 
die weitere Beſchwerde beim Landeswaſſeramte zuläſſig. 

(4) Die weitere Beſchwerde ſteht auch der Fiſchereibehörde zu. 


85. 

Die Koſten des Verfahrens fallen der Staatskaſſe zur Laſt, der Nutzungs⸗ 
berechtigte hat jedoch die Koſten der Beſchwerde und der weiteren Beſchwerde zu 
tragen, ſoweit er unterliegt. 

8 6. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erläßt die erforder— 
lichen Ausführungsbeſtimmungen. 

Berlin, den 18. Juli 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Braun. Südekum. Heine. Reinhardt. 
: am Sehndoff. Defer. 


Ar. 11793.) Verordnung, betreffend die Anderung der Amtsgerichtsbezirke Eſſen⸗Borbeck 
4 und Oberhauſen. Vom 2. Auguſt 1919. 

. — f 5 en 72 U 7 - 7 — „ m — — 

n Grund des Fe des Geſetzes über die Erweiterung der Stadtkreiſe Eſſen uſw. 

von 27 Patz Geſetzſamml. S. 59) und des § 5 des Geſetzes zur vor⸗ 


läufigen Ordnung der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 (Geſetzſamml. 
S. 53) verordnen wir, was folgt: 
. 

Derjenige Teil der früheren Gemeinde Borbeck, der gemäß § 2 des Geſetzes 
vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 59) mit dem Stadtkreis Oberhauſen ver- 
einigt iſt, wird unter Abtrennung von dem Amtsgerichtsbezirk Eſſen⸗Borbeck dem 

Bezirke des Amtsgerichts Oberhauſen zugelegt. 


§ 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1919 in Kraft. 


Berlin, den 2. Auguſt 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Südekum. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11794.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der Notverordnung vom 
10. April 1918 (Geſetzſamml. S. 41) über die Ergänzung der Enteignungs⸗ 
Notverordnung vom 11. September 1914. Vom 5. Auguſt 1919. 

ar auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 

Staat vom 31. Januar 1850 GGeſetzſamml. S. 17) erlaſſenen Verordnung vom 

10. April 1918 (Gefeßfamml. S. 41) über die Ergänzung der Euteignungs⸗Not⸗ 


verordnung vom 11. September 1914 hat die verfaſſunggebende Preußiſche 


Landesverſammlung die Genehmigung erteilt. 
* 28 


Berlin, den 5. Auguſt 1919. 


Das Staatsminiſterium. 


Hirſch. Fiſchbeck. Südekum. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 
777... Ban ET 
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